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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/2689 - 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 20. März 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über die Erhaltung der Grenzbrücken im Zuge der deutschen Bundesfernstraßen 
und der polnischen Landesstraßen an der deutsch-polnischen Grenze 

A. Problem 

Das Abkommen ist eine dauerhafte Grundlage für das gemein-
same Anliegen beider Vertragsstaaten, die Grenzbrücken im 
Zuge der Bundesfernstraßen und der polnischen Landesstraßen in 
einem technisch einwandfreien Zustand zu erhalten. 

B. Lösung 

Das am 20. März 1995 unterzeichnete Abkommen trifft die erfor-

derlichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sol-
len die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 

Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifikation des Abkom-
mens geschaffen werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/2689 anzunehmen. 

Bonn, den 31. Januar 1996 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 

Dr. Klaus Röhl 

Berichterstatter 

Bericht des Abgeordneten Dr. Klaus Röhl 

I. Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/2689 ist 
vom Deutschen Bundestag in seiner 67. Sitzung 
am 8. November 1995 in erster Lesung ohne Aus-
sprache beraten und dem Verkehrsausschuß fe-
derführend und dem Finanzausschuß zur Mitbera-
tung überwiesen worden. 

Der Finanzausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
6. Dezember 1995 mit Artikel 2 des Gesetzes und 
Artikel 10 des Abkommens befaßt und insoweit 
Zustimmung empfohlen. Der Ausschuß für Ver-
kehr hat den Gesetzentwurf in seiner 23. Sitzung 
vom 31. Januar 1996 beraten und empfiehlt ein-
stimmig dessen Annahme. 

II. Das am 20. März 1995 unterzeichnete Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

der Republik Polen über die Erhaltung der Grenz-
brücken im Zuge der deutschen Bundesfernstra-
ßen und der polnischen Landesstraßen an der 
deutsch-polnischen Grenze trägt dem gemeinsa-
men Anliegen beider Staaten Rechnung, die 
Grenzbrücken in einem technisch einwandfreien 
Zustand zu erhalten. Die damit angestrebte weite-
re Verbesserung des Straßenverkehrs zwischen 
den beiden Staaten geschieht in Übereinstimmung 
mit dem Vertrag vom 17. Juni 1991 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen über gute Nachbarschaft und freundschaft-
liche Zusammenarbeit. Mit dem Vertragsgesetz 
sollen die verfassungsrechtlichen Voraussetzun-
gen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgeset-
zes für die Ratifikation des Abkommens geschaf-
fen werden. 

Bonn, den 31. Januar 1996 

Dr. Klaus Röhl 

Berichterstatter 


